
  
Kantonsrat 

Parlamentsdienste  

Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission 

Antrag 
 Vom 7. Dezember 2017 
  
 Nr. RG 0170/2017 
  
  
Gesetz über den Ausgleich raumplanungsbedingter Vor- und Nachteile (Planungsaus-
gleichsgesetz, PAG) 

  
  
Ziffer I., Titel 2. Ausgleichsabgaben 
 
§ 5 Abgabetatbestand, Absatz 3 soll lauten: 
 

Die Gemeinden können in einem rechtsetzenden Reglement weitere Abgabetatbestände und 
Umzonungen vorsehen, ausgenommen sind Aufzonungen. 
 
 
Im Übrigen Zustimmung zum Beschlussesentwurf des Regierungsrats. 
 
 
 
Für die Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission: 
Präsident: Aktuarin: 
Hugo Schumacher Susanne Stebler 
 
 
 
Sprecher/in der Kommission: Edgar Kupper 
 
 
 
 

Der Regierungsrat hat am 16. Januar 2018 dem Antrag mit neuem Wortlaut zuge-
stimmt (siehe Rückseite). 
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Regierungsratsbeschluss vom 16. Januar 2018  

 
 Nr. 2018/46  

Gesetz über den Ausgleich raumplanungsbedingter Vor- und Nachteile 
(Planungsausgleichsgesetz, PAG) 
Stellungnahme des Regierungsrates zum Änderungsantrag der UMBAWIKO vom 
7. Dezember 2017 (RG 0170/2017) 
  

1. Erwägungen 

1.1 Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission (UMBAWIKO) 

Die UMBAWIKO hat in ihrer Sitzung vom 7. Dezember 2017 die obgenannte Vorlage des Regie-
rungsrates (RRB Nr. 2017/1553 vom 12. September 2017) behandelt. Der Änderungsantrag der 
UMBAWIKO zum Beschlussesentwurf lautet: 

Ziffer I., Titel 2. Ausgleichsabgabe 

§ 5 Abgabetatbestand, Absatz 3 soll lauten: 

Die Gemeinden können in einem rechtsetzenden Reglement weitere Abgabetatbestände und 
Umzonungen vorsehen, ausgenommen sind Aufzonungen. 

Im Übrigen Zustimmung zum Beschlussesentwurf des Regierungsrates. 

1.2 Stellungnahme des Regierungsrates 

Die UMBAWIKO zielt mit ihrem Änderungsantrag darauf ab, dass die Gemeinden Aufzonungen 
und Gestaltungspläne nicht der Abgabepflicht unterstellen dürfen. Massnahmen zur baulichen 
Verdichtung sollen mit anderen Worten nicht durch eine Abgabe auf dem Mehrwert belastet 
werden. Diesem Begehren stimmen wir zu. 

Dieses Ziel wird jedoch mit dem Änderungsantrag der UMBAWIKO verfehlt. Unser Beschlusses-
entwurf hat konsequent ausschliesslich bestimmte Zonenplanänderungen erfasst. Gestaltungs-
pläne gehören nicht zu dieser Art von Nutzungsplänen. Wenn nun der Änderungsantrag der 
UMBAWIKO generell und ohne beispielhafte Einschränkung «weitere Abgabetatbestände» an-
führt und davon nur «Aufzonungen» - also Zonenplanänderungen mit erweiterten Nutzungs-
möglichkeiten bei gleicher Grundnutzung, z.B. von einer Wohnzone W2 in eine W3 - ausnimmt, 
können Gestaltungspläne in den Gemeindereglementen von einer Mehrwertabgabe erfasst 
werden. Um dies auszuschliessen und dadurch dem auch nach unserer Auffassung berechtigten 
Anliegen der UMBAWIKO nachzukommen, beantragen wir folgende neue Formulierung von § 5 
Absatz 3: Die Gemeinden können in einem rechtsetzenden Reglement als weitere Abgabetatbe-
stände auch andere [als die in Absatz 2 aufgezählten] Umzonungen vorsehen. 

2. Beschluss 

Dem Änderungsbegehren der UMBAWIKO vom 7. Dezember 2017 wird zugestimmt und die Än-
derung von § 5 Absatz 3 mit folgendem Wortlaut beantragt: 

Die Gemeinden können in einem rechtsetzenden Reglement als weitere Abgabetatbestände 
auch andere Umzonungen vorsehen. 
 


